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Vorblatt 


Änderung der Strafprozeßordnung 
und des Gerichtsverfassungsgesetzes 

(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Die Gesetzesvorlage strebt zum Zwecke der Beschleunigung 
und Vereinfachung des Verfahrens Änderungen des Strafver- 
fahrensrechts an. Nach Auffassung des Bundesrates sollen diese 
Änderungen noch vor der vorgesehenen allgemeinen Reform 
des Strafverfahrensrechts verabschiedet werden. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf enthält eine Reihe von Einzeländerungen 

des Strafverfahrensrechts und des Gerichtsverfassungsgesetzes, 

vor allem folgende Änderungen der Strafprozeßordnung: 

1. Der Staatsanwaltschaft sollen die Zustellungen und Voll- 
streckung nur noch vor Erhebung der öffentlichen Klage ob- 
liegen (§ 36). 

2. Im Interesse der Konzentration und Beschleunigung der Ver- 
brechensbekämpfung soll für die Vornahme einer richter- 
lichen Untersuchungshandlung und einer Beschlagnahme- 
bestätigung auch der Amtsrichter, in dessen Bezirk ein Ge- 
richtsstand begründet ist, zuständig sein (§ 98 Abs. 2 Satz 3 
und § 162 Abs. 1). 

3. Die bestehende Befugnis der Staatsanwaltschaft, nur be- 
stimmte Papiere des von einer Durchsuchung Betroffenen 
durchzusehen, wird auf sämtliche Papiere ausgedehnt (§ 110 
Abs. 1). 

4. Die Gerichtshilfe soll bundesgesetzlich eingeführt werden. 
(§ 160 Abs. 3, § 463 c) 

5. Die höchstzulässige Frist (jetzt 10 Tage) für die Unter- 
brechung einer Hauptverhandlung soll verlängert werden: 
mögliche Unterbrechung dreimal bis zu jeweils 30 Tagen, 
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wenn die Verhandlung bereits mehr als 20 Tage lang statt- 
gefunden hat. (§ 229 Abs. 2) 

6. Das Inhaltsprotokoll wird nurmehr für Vernehmungen bei 
einer Hauptverhandlung vor einem Einzelrichter und dem 
Schöffengericht vorgeschrieben {§ 273 Abs. 2). 

7. Im Strafbefehlsverfahren soll keine Freiheitsstrafe mehr 
verhängt werden, mit Ausnahme von Ersatzfreiheitsstrafen 
bis unter 6 Monaten (§ 407 Abs. 2 Nr. 1). 

8. Bei einem Widerruf der Strafaussetzung sollen auch im 
Erwachsenenstrafrecht entsprechend § 61 Jugendgerichts- 
gesetz vorläufig Maßnahmen zur Vollstreckung der Strafe 
getroffen werden können (§ 453 c). 


C. Alternativen 

Die Bundesregierung bringt in ihrer Stellungnahme mehrere 
Änderungs- und Prüfungswünsche zu einzelnen Bestimmungen 
vor. 


D. Kosten 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12, März 1971 

1/4 (1/3) — 44300 — Str 14/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 360. Sitzung am 18. De- 
zember 1970 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung und 
des Gerichtsverfassungsgesetzes 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfasung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der StrafprozeBordnung und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 36 erhält folgende Fassung: 

u§ 36 

(1) Entscheidungen des Gerichts, die der Zu- 
stellung oder Vollstreckung bedürfen, sind, so- 
weit sie vor Erhebung der öffentlichen Klage 
ergehen, der Staatsanwaltschaft zu übergeben, 
die das Erforderliche zu veranlassen hat. Jedoch 
kann das Gericht die Zustellung und Voll- 
streckung auch unmittelbar veranlassen. 

(2) Nach Erhebung der öffentlichen Klage 
wird die Zustellung aller Entscheidungen und, 
soweit erforderlich, ihre Vollstreckung von 
dem Untersuchungsrichter oder dem Vorsitzen- 
den des Gerichts veranlaßt. 

(3) Die Zustellung von Ladungen zu gericht- 
lichen Terminen obliegt in jeder Lage des Ver- 
fahrens dem Gericht." 

2. § 98 Abs. 2 Satz 3 erhält folgende Fassung; 

„Solange die öffentliche Klage noch nicht erho- 
ben ist, entscheidet der Amtsrichter, in dessen 
Bezirk die Beschlagnahme stattgefunden hat, 
oder der Amtsrichter, in dessen Bezirk ein Ge- 
richtsstand begründet ist." 

3. § 110 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine Durchsicht der Papiere des von der 
Durchsuchung Betroffenen steht nur dem Rich- 
ter und der Staatsanwaltschaft zu." 

4. In § 160 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 
„Dazu kann sie sich der Gerichtshilfe bedienen." 

5. § 162 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Erachtet die Staatsanwaltschaft die Vor- 
nahme einer richterlichen Untersuchungshand- 
lung für erforderlich, so stellt sie ihre Anträge 
bei dem Amtsrichter des Bezirks, in dem die 
Handlung vorzunehmen ist, oder bei dem Amts- 
richter, in dessen Bezirk ein Gerichtsstand be- 
gründet ist. " 

6. In § 214 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die 
Staatsanwaltschaft" durch die Worte „das Ge- 
richt" ersetzt. Satz 2 wird gestrichen. 


7. In § 229 wird folgender Absatz 2 angefügt; 

„ (2) Hat die Haupt Verhandlung bereits an 
mehr als zwanzig Tagen stattgefunden, so kann 
sie dreimal bis zur Dauer von dreißig Tagen 
unterbrochen werden? im übrigen gilt Absatz 1." 

8. In § 273 Abs. 2 werden nach dem Wort „Haupt- 
verhandlung" die Worte „vor dem Amtsrichter 
und dem Schöffengericht" eingefügt. 

9. In § 280 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 werden 
jeweils die Worte „die (Die) Staatsanwalt- 
schaft" durch die Worte „das (Das) Gericht" er- 
setzt. 

10. In § 282 a Abs. 2 Satz 2 werden die Wort „Die 
Staatsanwaltschaft" durch die Worte „Das Ge- 
richt" ersetzt. 

11. In § 304 Abs. 4 Nr. 5 werden nach den Worten 
„(§ 453 Abs. 3 Satz 3)" die Worte „, die Anord- 
nung vorläufiger Maßnahmen zur Sicherung des 
Widerrufs (§ 453 c)" eingefügt. 

12. § 306 Abs. 1 Satz 2 und § 311 Abs. 2 Satz 2 
werden gestrichen. 

13. § 407 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Monaten," gestrichen 
und nach dem Wort „Geldstrafe" die Worte 
„, soweit die Ersatzfreiheitsstrafe weniger 
als sechs Monate beträgt" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „ein 
Jahr" durch die Worte „zwei Jahre" ersetzt. 

14. Nach § 453 b wird folgender § 453 c eingefügt; 

„§ 453c 

(1) Kommt ein Widerruf zur Aussetzung in 
Betracht, so kann das Gericht bis zur Rechts- 
kraft des Widerrufsbeschlusses, um sich der 
Person des Verurteilten zu versichern, vorläu- 
fige Maßnahmen treffen, notfalls, unter den Vor- 
aussetzungen des § 1 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2, einen 
Haftbefehl erlassen. 

(2) Die auf Grund eines Haftbefehls nach Ab- 
satz 1 erlittene Haft wird angerechnet. Die 
§§ 114 bis 115a gelten entsprechend." 

15. In § 454 Abs. 3 wird nach „§§ 453 b" eingefügt 
„, 453 c". 
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16. Nach § 463 b wird folgender § 463 c eingefügt: 

„§ 463 c 

Zur Vorbereitung der nadh diesem Absdinitt 
zu treffenden Entscheidungen kann sich das Ge- 
richt oder die Vollstreckungsbehörde der Ge- 
ricäitshilfe bedienen." 

Artikel 2 

In § 152 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
wird das Wort „Beamtenklassen" durch die Worte 
„Beamten- und Angestelltengruppen" ersetzt. 

Artikel 3 

Aus wichtigen Gründen können die Landesjustiz- 
verwaltungen für die Zeit bis zum (ein Jahr 


nach Inkrafttreten des Gesetzes) anordnen, daß die 
durch die Neufassung des § 36 und die Änderung 
der §§ 214, 280 und 282 a der Strafprozeß Ordnung auf 
das Gericht übertragenen Geschäfte ganz oder teil- 
weise wie bisher von der Staatsanwaltschaft wahr- 
genommen werden. Die Anordnung kann auf ein- 
zelne Staatsanwaltschaften oder Gerichte beschränkt 
werden. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die mit dem Entwurf verfolgten Änderungen wollen 
der allgemeinen Reform des Strafverfahrensredits 
nicht vorgreifen. Sie sollen in erster Linie einen 
Beitrag zur Beschleunigung und Vereinfachung des 
Verfahrens liefern und auf diese Weise sowohl den 
Interessen der Rechtspflege als auch den Belangen 
des Beschuldigten Rechnung tragen. Weil dieses 
Ziel durch geringfügige Änderungen, die keine 
grundsätzlichen Fragen berühren, also ohne nennens- 
werten Gesetzgebungsaufwand erreicht werden 
kann, sollten die angestrebten Änderungen der 
beabsichtigten Reform vorgezogen werden und im 
Interesse der Vereinfachung und Beschleunigung 
der Strafrechtspflege alsbald in Kraft treten. — Da- 
neben sieht der Entwurf einige weitere Änderun- 
gen und Ergänzungen vor, die vordringlich sind. 


B, Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 (Änderung der Strafprozeßordnung) 

Zu Nummer 1 (§ 36) 

Nach geltendem Recht ist es in erster Linie Aufgabe 
der Staatsanwaltschaft, die Zustellung gerichtlicher 
Entscheidungen einschließlich der Ladungen zu den 
Hauptverhandlungsterminen sowie eine notwendige 
Vollstreckung derselben selbst zu veranlassen. Das 
Gericht hat lediglich die Möglichkeit, diese Maßnah- 
men selbst in die Wege zu leiten. Es liegt in seinem 
Ermessen, ob es von dieser Möglichkeit Gebrauch 
macht. In der Praxis geschieht dies — allerdings 
nicht ausnahmslos — in Verfahren vor dem Einzel- 
richter des Amtsgerichts, zum Teil auch in Verfah- 
ren vor dem Schöffengericht. 

Der Entwurf sieht vor, die Staatsanwaltschaft künf- 
tig nur noch mit der Zustellung von Entscheidungen 
und erforderlichenfalls mit ihrer Vollstreckung im 
Verfahren vor Erhebung der öffentlichen Klage zu 
belasten. Nach diesem Zeitpunkt sollen diese Auf- 
gaben ebenso wie die Ladungen zu den gericht- 
lichen Terminen in jeder Lage des Verfahrens in 
die Zuständigkeit des Gerichts fallen. Eine solche 
Regelung bringt eine nicht unerhebliche Zeiterspar- 
nis mit sich. Die Entscheidungen einschließlich der 
Ladungsanordnungen trifft immer der Richter. Für 
ihn bedeutet es keine ins Gewidit fallende Erschwer- 
nis, wenn er die nach seiner Entscheidung erforder- 
lichen Maßnahmen selbst veranlaßt. Eine erhebliche 
Vereinfachung des Verfahrens tritt insbesondere in 
den Fällen in, in denen ein Hauptverhandlungster- 
min aufzuheben oder zu verlegen ist oder wenn 
Ladungen, die als unzustellbar zurückkommen, An- 
fragen bei den Meldeämtern oder sonstige Ermitt- 


lungen notwendig machen oder wenn der Ange- 
klagte oder sein Verteidiger weitere Zeugen oder 
Sachverständige benennen, über deren Ladung der 
Richter zu befinden hat. In diesen Fällen führt die 
gegenwärtige Zuständigkeitsverteilung zu einem 
häufigen und zeitraubenden Hin- und Hersenden der 
Akten, das einer zügigen Strafrechtspflege nicht 
dienlich ist. 

Gegen die Änderung kann nicht eingewendet wer- 
den in den Verfahren vor den Amtsgerichten werde 
ohnehin von der nach § 36 Abs. 2 StPO gegebenen 
Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Ladungen durch 
das Gericht zu veranlassen. In den letzten Jahren 
haben es die Richter einer Reihe von Amtsgerichten 
abgelehnt, diese Möglichkeit weiterhin zu nutzen. 
Das hat zu erheblichen organisatorischen Schwierig- 
keiten geführt, da die Staatsanwaltschaften perso- 
nell darauf eingerichtet sind, daß an der seit lan- 
gem bestehenden Übung festgehalten wird. Solche 
Schwierigkeiten können sich jederzeit wiederholen. 
Für die vorgeschlagene Regelung spricht auch die 
Notwendigkeit, der Staatsanwaltschaft eine gegen- 
über dem geltenden Recht eigenständigere Stellung 
zu verleihen und sie nicht mit Aufgaben zu be- 
lasten, die ihrer Natur nach nicht in ihren Bereich 
fallen. Die Ausführung von Ladungsanordnungen 
kann nicht als in diesen Bereich fallend angesehen 
werden. Sie stellt im wesentlichen eine Hilfstätigkeit 
für das Gericht dar. Bei einer entsprechenden per- 
sonellen Ausstattung der Gerichte ist es möglich, die 
bei Ladungen auftretenden Schwierigkeiten ebenso 
gut zu bewältigen, wie es jetzt den Staatsanwalt- 
schaften möglich ist. 

Es wird nicht verkannt, daß es Schwierigkeiten be- 
reiten kann, die organisatorischen Maßnahmen ins- 
besondere im personellen Bereich, die durch die 
vorgeschlagene Gesetzesänderung notwendig wer- 
den, rechtzeitig zu treffen. Dem soll durch den vor- 
geschlagenen Artikel 3 Rechnung getragen werden, 
der an § 34 des Rechtspflegergesetzes angelehnt ist. 
Die zunächst noch offen gelassene Frist dürfte auf 
etwa ein Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes zu 
bemessen sein. In diesem Zeitraum wird es mög- 
lich sein, den Gerichten die notwendigen Kräfte zu- 
zuweisen und die Verwaltungsvorschriften an die 
neue Rechtslage anzupassen. 

Zu Nummern 2 und 5 (§ 98 Abs. 2 Satz 3 und § 162 
Abs. 1) 

Nach § 162 StPO muß die Staatsanwaltschaft eine 
richterliche Untersuchungshandlung bei dem Amts- 
richter des Bezirks beantragen, in dem die betref- 
fende Handlung vorgenommen werden soll. Eine 
ähnliche Regelung enthält § 98 Abs. 2 Satz 3 StPO 
hinsichtlich der Beschlagnahmebestätigung; zustän- 
dig ist der Amtsrichter, in dessen Bezirk die Be- 
schlagnahme stattgefunden hat. 
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Die geltende Regelung wirkt sich bei großen Ver- 
fahren und insbesondere bei Sammelverfahren sehr 
hinderlich aus. In solchen Verfahren sind häufig 
zahlreiche und gleichzeitige richterliche Handlungen 
erforderlich, die in den verschiedensten und manch- 
mal weit auseinandergelegenen Amtsberichtsbezir- 
ken vorgenommen werden müssen. Verschiedene 
Ermittlungsrichter müssen sich also mit dem um- 
fangreichen Sachverhalt vertraut machen. Die Akten 
oder zumindest Teilakten müssen laufend verschickt 
werden. Alle diese Umstände beeinträchtigen so- 
wohl das Tempo wie auch die Wirksamkeit der Ver- 
folgung. Im Interesse der Beschleunigung und Kon- 
zentration der Verbrechensbekämpfung sollte des- 
halb nach dem Vorbild des § 125 StPO die Möglich- 
keit geschaffen werden, daß die notwendigen rich- 
terlichen Handlungen auch von dem Amtsrichter vor- 
genommen werden können, in dessen Bezirk ein 
Gerichtsstand begründet ist. 

Zu Nummer 3 (§ 1 10 Abs. 1) 

Die vorgesehene Neufassung des § 110 Abs. 1 StPO, 
durch die das Recht zur Durchsicht sämtlicher Pa- 
piere des von einer Durchsuchung Betroffenen auch 
der Staatsanwaltschaft übertragen werden soll, ent- 
spricht einem dringenden praktischen Bedürfnis. Sie 
dient der Beschleunigung des Strafverfahrens und 
erleichtert insbesondere die Bekämpfung der Wirt- 
schaftskriminalität. Eine Abgrenzung zwischen sol- 
chen Geschäftspapieren, die nach dem Gesetz auf- 
zubewahren sind, und anderen Geschäfts- sowie Pri- 
vatpapieren begegnet — vor allem beim ersten Zu- 
griff — erheblichen tatsächlichen und rechtlichen 
Schwierigkeiten. Der Richter ist mit der Aufgabe, 
umfangreiche Unterlagen zu sichten und zu überprü- 
fen, häufig überfordert. Seine Einschaltung kann zu 
Verfahrensverzögerungen führen, eine schnelle Auf- 
klärung verhindern und weitere zeitraubende Er- 
mittlungen notwendig machen. Der das Ermittlungs- 
verfahren leitende Staatsanwalt ist in der Lage, die 
Durchsicht der Papiere einem seiner Behörde zu- 
geordneten Wirtschaftssachbearbeiter zu übertra- 
gen, der auf Grund seiner besonderen Sachkunde 
zu einer schnelleren und besseren Auswertung be- 
fähigt ist. 

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen gegen die 
vorgeschlagene Änderung nicht. Der Anspruch des 
Bürgers auf Schutz der Intimsphäre muß im Einzelfall 
zurücktreten, wenn übergeordnete Gesichtspunkte 
der Strafrechtspflege entgegenstehen. Da die Staats- 
anwaltschaft ein den Gerichten gleichgeordnetes, zur 
Objektivität und Verschwiegenheit verpflichtetes 
Organ der Rechtspflege ist, erscheint es nicht gebo- 
ten, den Richtervorbehalt des § 110 Abs. 1 StPO 
aus verfassungsrechtlichen Gründen in dem z, Z. 
noch bestehenden Umfang aufrechtzuerhalten. 

Zu Nummern 4 und 16 (§ 160 Abs. 3 und § 463 c) 

Bereits auf der 28. Justizministerkonferenz im Jahre 
1959 wurde die Einleitung einer Versuchsreihe in 
den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen zur Vorbe- 
reitung der Einführung der Gerichtshilfe beschlos- 


sen. Das Ergebnis dieser Versuche fiel überwiegend 
positiv aus, so daß sich die 36. Justizministerkonfe- 
renz im Oktober 1968 dafür aussprach, eine Gerichts- 
hilfe für Erwachsene bundesgesetzlich einzuführen. 

Die Gerichtshilfe entspricht den Grundsätzen einer 
modernen Strafrechtspflege und auch der Entwick- 
lung in zahlreichen anderen Staaten. Dazu kommt, 
daß die Strafrechtsreformgesetze eine umfassende 
und tiefgründige Erforschung der Persönlichkeit und 
der Umwelt des einer Straftat Beschuldigten erfor- 
dern. Gerichte und Staatsanwaltschaften können 
diese Forderung in zureichendem Maße nur dann 
erfüllen, wenn ihren Entscheidungen ein klar ge- 
zeichnetes Persönlichkeitsbild des Straftäters zu- 
grunde gelegt werden kann. Dazu ist die Heran- 
ziehung fachlich besonders ausgebildeter Gerichts- 
helfer erforderlich, die die staatliche Anerkennung 
als Sozialarbeiter besitzen. 

Die Aufgaben der Gerichtshilfe bestehen in erster 
Linie darin, im Rahmen der Ermittlungs- und Straf- 
verfahren bestimmte Feststellungen über die Per- 
sönlichkeit und die Umweltbedingungen des Be- 
schuldigten zu treffen, insbesondere im Hinblick auf 
die Strafzumessung, die Strafaussetzung zur Bewäh- 
rung und die Anordnung von Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung. Darüber hinaus kommt die 
Heranziehung des Gerichtshelfers auch bei der Vor- 
bereitung der dem Urteil nachfolgenden Entschei- 
dungen in Betracht, so z. B. bei der Strafaussetzung 
zur Bewährung, der bedingten Entlassung, aber auch 
in Gnaden- und Straftilgungsverfahren. 

In den vergangenen Jahren wurde einem Bedürfnis 
der gerichtlichen und staatsanwaltschaftlichen Praxis 
entsprechend in mehreren Bundesländern die Ge- 
richtshilfe ausgebaut. Ihre Arbeit in der Praxis wird 
durchweg positiv beurteilt und die Einrichtung der 
Gerichtshilfe als unverzichtbar angesehen. Für 1971 
ist die Einstellung weiterer Gerichtshelfer vorge- 
sehen. Dafür ist allerdings eine ausdrückliche ge- 
setzliche Regelung wünschenswert. 

Der Gerichtshilfe kommt auch ein wesentlicher Be- 
schleunigungseffekt zu. So geben z. B. die Berichte 
der Gerichtshelfer häufig Veranlassung zu einer 
frühzeitigen Erhebung von Beweisen, etwa zur Ein- 
holung eines psychiatrischen Gutachtens, so daß 
die möglicherweise sonst erforderlichen Nachermitt- 
lungen oder die Wiederholung der Hauptverhand- 
lung vermieden werden können. 

Zu Nummer 6 (§ 214 Abs, 1 Satz 1 und 2) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der Neu- 
fassung des § 36 StPO. 

Zu Nummer 7 (§ 229 Abs. 2) 

Nach § 229 StPO muß eine unterbrochene Haupt- 
verhandlung spätestens am 11. Tage nach der Unter- 
brechung fortgesetzt werden. Diese Regelung wirkt 
sich auf große Verfahren, die sich oft über Monate 
hinziehen, sehr nachteilig aus. Der von der Praxis 
häufig beschrittene Ausweg, durch geeignete Hand- 
lungen die kurze Frist jeweils erneut in Lauf zu 
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setzen, dient nicht der Straffung des Verfahrens, 
sondern eher der Verzögerung. § 229 StPO will 
sidierstellen, daß nicht durch zu lange Unterbrechung 
der unmittelbare Eindruck der Hauptverhandlung 
und das Erinnerungsbild verblassen. Es gibt jedoch 
heute genügend technische Hilfsmittel, mit denen 
die wesentlichen Aussagen und Ergebnisse der 
Hauptverhandlung festgehalten werden können. Es 
läßt sidi deshalb ohne Gefährdung der schutzwürdi- 
gen Belange des Beschuldigten verantworten, die 
10“Tagesfrist — dreimal — auf 30 Tage zu ver- 
längern, falls die Hauptverhandlung bereits an mehr 
als 20 Tagen stattgefunden hat. Auf diese Weise 
kann auch der Zwang zum Neubeginn der Ver- 
handlung eingeschränkt werden, was nicht nur einen 
Verfahrens wirtschaftlichen, sondern für den Verur- 
teilten auch einen Kostenvorteil bedeutet. 

Für die Zulässigkeit einer mehrmaligen längeren 
Unterbrechung der Hauptverhandlung spricht, daß 
in besonders umfangreichen Verfahren (z. B. Conter- 
gan-, Auschwitzverfahren, Wirtschaftsstrafsachen) 
das Bedürfnis hierfür, z. B. wegen Erkrankung eines 
Prozeßbeteiligten oder zur Vorbereitung eines Sach- 
verständigengutachtens, wiederholt auftreten kann. 
In diesen Fällen würde die Wiederholung der Haupt- 
verhandlung die Wahrheitsfindung wesentlich stär- 
ker gefährden als eine längere Unterbrechung, die 
unter Umständen den Abschluß des Verfahrens er- 
möglicht. Zudem wird in Verfahren von dieser Grö- 
ßenordnung die richterliche Entscheidung nicht allein 
auf den unmittelbaren Eindruck der Hauptverhand- 
lung gestützt, sondern nur unter Hinzuziehung we- 
sentlicher Gedächtnishilfen (schriftliche Aufzeich- 
nungen, Tonbandaufnahmen, Zwischenberatungen) 
gefällt werden können. Die vorgesehene Begren- 
zung auf eine dreimalige Unterbrechung wirkt der 
Gefahr einer unzulässigen Perpetuierung der Haupt- 
verhandlung durch mißbräuchliche Anwendung der 
Aussetzungsmöglichkeit hinreichend entgegen. 


Zu Nummer 8 (§ 273 Abs. 2) 

Die vorgeschlagene Änderung will den Rechtsstand 
wiederherstellen, der bis zum Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Änderung der Strafprozeßordnung und 
des Gerichtsverfassungsgesetzes (StPÄG) vom 12. De- 
zember 1964 (BGBl. I S. 1067) gegolten hat. Das In- 
haltsprotokoll vor dem Einzelrichter und dem Schöf- 
fengericht schafft die Möglichkeit, daß die Proto- 
kolle nach § 325 StPO in der Berufungsverhand- 
lung verlesen werden können, wodurch die wieder- 
holte Vernehmung von Zeugen und Sachverstän- 
digen entbehrlich wird. Das Inhaltsprotokoll ist 
jedoch in den Verfahren ohne Berechtigung, bei 
denen eine weitere Tatsacheninstanz nicht vorge- 
sehen ist. Für das Revisionsgericht ist das Inhalts- 
protokoll ohne Nutzen, weil für die rechtliche 
Überprüfung nicht das Protokoll, sondern allein der 
festgestellte Sachverhalt maßgebend ist, wie ihn 
die Urteilsgründe wiedergeben. Auch für Aussage- 
delikte hat das Inhaltsprotokoll kaum Bedeutung, 
denn es kommt hier wie beim Wiederaufnahme- 
verfahren auf den genauen Wortlaut der Aussagen 
an, die das Inhaltsprotokoll nicht wiedergibt. 


Gegen die Beibehaltung des Inhaltsprotokolls vor 
dem Landgericht und Oberlandesgericht spricht noch 
die erhebliche Mehrbelastung, die es mit sich 
bringt. Die Protokolle werden erheblich umfangrei- 
cher. Ihre Übertragung in Maschinenschrift nimmt 
viel Zeit in Anspruch. Diese Verzögerung wirkt sich 
auch auf das Verfahren aus. Im übrigen stehen ge- 
eignete Protokollführer nur in sehr geringem Um- 
fang zur Verfügung. Die Personalnot auf diesem 
Gebiet ist bedrohlich. 

Der Bundesrat hat bei Beratung des StPÄG diese 
Schwierigkeit vorausgesehen. Zur Begründung für 
die Einberufung des Vermittlungsausschusses hat er 
hinsichtlich Artikel 7 Nr. 16 Buchstabe a StPÄG i. d. F. 
des BT-Beschlusses u. a, ausgeführt, daß die erwei- 
terte Einführung des Inhaltsprotokolls einen erheb- 
lichen Arbeitsaufwand verursachen und das der 
Nutzen in keinem angemessenen Verhältnis zu dem 
sehr erheblichen Mehraufwand an Arbeit stehen 
würde (BT-Drucksache T/I/2459, Anlage). Die Emp- 
fehlungen des Bundesrats blieben jedoch insoweit 
ohne Erfolg, Im Interesse einer Vereinfachung und 
Beschleunigung des Verfahrens und mit Rücksicht 
auf die angespannte Personallage sollte die frühere 
Regelung wieder eingeführt werden. 

Zu Nummern 9 und 10 (§ 280 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 

und § 282 a Abs. 2 Satz 2 

Es handelt sich um Folgeänderungen der Neufas- 
sung des § 36 StPO. 

Zu Nummer 11 (§ 304 Abs. 4 Nr. 5) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Ein- 
fügung eines neuen § 453 c StPO. 

Zu Nummer 12 (§ 306 Abs. 1 Satz 2 und § 311 Abs. 2 
Satz 2) 

Während das Rechtsmittel der Berufung und der 
Revision sowie die Rechtsbeschwerde nur bei dem 
Gericht eingelegt werden können, das die ange- 
fochtene Entscheidung erlassen hat, besteht für das 
Rechtsmittel der Beschwerde und der sofortigen 
Beschwerde die Ausnahme regelung, daß das Rechts- 
mittel auch beim Beschwerdegericht eingelegt wer- 
den kann. Es ist kein sachlicher Grund für diese 
unterschiedliche Regelung ersichtlich; es ist auch 
nicht im Interesse des Beschuldigten bzw. des Be- 
troffenen geboten, die Beschwerdeeinlegung auch 
zum Besch werde gericht zuzulassen. 

Die vorgeschlagene Änderung dient nicht nur der 
einheitlichen Regelung hinsichtlich aller Rechtsmit- 
tel, sondern auch der Beschleunigung und Verein- 
fachung. Da die sofortige Beschwerde auch beim Be- 
schwerdegricht eingelegt werden kann, ist zur Fest- 
stellung der Rechtskraft und damit der Vollstreck- 
barkeit der gerichtlichen Entscheidung eine Anfrage 
beim Beschwerdegericht erforderlich, ob dort eine 
sofortige Beschwerde eingegangen ist (sog. Notfrist- 
zeugnis). Diese Anfrage verzögert das Verfahren, 
schafft zumindest aber unnötige Mehrarbeit, die ver- 
mieden werden sollte. 
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Zu Nummer 13 (§ 407) 

a) Zu Absatz 2 Nt, 1 

Nach § 14 StGB werden Freiheitsstrafen unter 6 Mo- 
naten nur noch verhängt, wenn besondere Um- 
stände, die in der Tat oder der Persönlichkeit des 
Täters liegen, die Verhängung einer Freiheitsstrafe 
zur Einwirkung auf den Täter oder zur Verteidi- 
gung der Rechtsordnung unerläßlich machen. Die 
kurzfristige Freiheitsstrafe ist damit zur Ausnahme 
geworden. Ihre Verhängung setzt eine besonders 
sorgfältige Beurteilung der Tat und des Täters vor- 
aus. Diese Prüfung ist im Strafbefehlsverfahren nicht 
gewährleistet. In diesem Verfahren sollten Frei- 
heitsstrafen überhaupt nicht mehr verhängt werden 
können. 

Die Festsetzung von Geldstrafen im Strafbefehls- 
verfahren sollte dagegen mit einer Ersatzfreiheits- 
strafe bis unter 6 Monaten möglich sein. Eine Über- 
schneidung mit den Zielen des § 14 StGB besteht 
insoweit nicht. Das Strafbefehlsverfahren ist für die 
Verhängung von Geldstrafen in diesem Rahmen ge- 
eignet; die Vermeidung der Hauptverhandlung dient 
der Beschleunigung des Strafverfahrens wie auch 
den Interessen des Beschuldigten (BVerfGE 25, 158, 
165). 

b) Zu Absatz 2 Nr. 2 

In der Praxis sind die Fälle nicht selten, in denen 
gegen geständige und einsichtige Wiederholungs- 
täter nur deshalb eine Hauptverhandlung durch- 
geführt werden muß, weil eine Sperrfrist von einem 
Jahr — die gemäß § 42 n Abs. 3 StGB in solchen 
Fällen die Mindestsperrfrist ist — nicht als aus- 
reichend erscheint. Um für solche Fälle, soweit sie 
sich im übrigen für dieses Verfahren eignen, die 
Anwendung des Strafbehelfsverfahrens zu ermög- 
lichen, soll die Höchstdauer der im Strafbefehl zu 
verhängenden Sperrfrist auf zwei Jahre heraufge- 
setzt werden. 


Zu Nummer 14 (§ 453 c) 

Nach geltendem Recht besteht im Erwachsenenstraf* 
recht keine Möglichkeit, bei zu erwartendem Wie- 


derruf der Strafaussetzung zur Bewährung oder der 
bedingten Aussetzung des Strafrestes Maßnahmen 
zu treffen, die den Verurteilten daran hindern, sich 
durch die Flucht der drohenden Strafverbüßung zu 
entziehen. Die danach notwendig werdende öffent- 
liche Zustellung des Widerrufsbeschlusses sowie 
Fahndungsmaßnahmen können das Vollstreckungs- 
verfahren erheblich verzögern. Der nicht erreichbare 
Verurteilte hat darüber hinaus keine Möglichkeit, 
sich wirksam gegen den drohenden Widerruf zu ver- 
teidigen. 

Die vorgeschlagene Einfügung eines dem § 61 
Jugendgerichtsgesetz nachgebildeten § 453 c StPO 
soll diese Lücke schließen und damit zur Verfahrens- 
beschleunigung beitragen. 

Zu Nummer 15 (§ 454 Abs. 3) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Ein- 
fügung eines neuen § 453 c StPO. 

Artikel 2 (Änderung des § 152 Abs. 2 des Gerichts- 
verfassungsgesetzes) 

Die auf Grund der in § 152 Abs. 2 GVG enthaltenen 
Ermächtigung erlassenen Landesverordnungen über 
die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft bezeichnen 
teilweise (z. B. in Baden-Württemberg, Hamburg und 
Rheinland-Pfalz) auch Angestelltengruppen. 

Ob diese Praxis durch die Ermächtigung gedeckt 
ist, ist zweifelhaft. Für ihre Beibehaltung besteht 
aus Gründen der Personalwirtschaft ein dringendes 
Bedürfnis. Die vorgeschlagene Änderung soll eine 
einwandfreie Ermächtigungsgrundlage für die Be- 
stellung von Angestellten zu Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft schaffen. Sie würde auch- einen 
rationelleren und wirkungsvollen Einsatz von im 
Angestelltenverhältnis bei der Staatsanwaltschaft 
befindlichen Fachkräften ermöglichen und damit 
zur Beschleunigung des Ermittlungsverfahrens bei- 
tragen können. 

Artikel 3 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 36 StPO) 
wird verwiesen. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 


Zu dem von dem Bundesrat vorgelegten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßord- 
nung und des Gerichtsverfassungsgesetzes nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

1 . 

Der Entwurf des Bundesrates hat das Ziel, zur Be- 
schleunigung und Vereinfadiung des Strafverfahrens 
beizutragen. Diese Zielsetzung stimmt mit den Vor- 
stellimgen^der Bundesregierung überein. Bereits in 
der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 ist 
ausgeführt, daß es ein Anliegen dieser Bundesregie- 
rung ist, dem Bürger nicht nur ein gutes, sondern 
auch ein schnelleres Gerichtsverfahren zur Verfü- 
gung zu stellen. Die Arbeiten zur Verwirklichung 
dieser Vorstellungen sind alsbald in Angriff genom- 
men worden. Die Justizminister und -Senatoren des 
Bundes und der Länder haben auf einer Sonderkon- 
ferenz in Bad Pyrmont am 5. Mai 1970 beschlossen, 
zur Vorbereitung der geplanten Reformen Arbeits- 
gruppen ihrer Justizverwaltungen zu bilden, um 
eine möglichst enge Zusammenarbeit zu erreichen. 
Die Arbeitsgruppe „Strafverfahrensreform" hat sich 
in bisher sechs Arbeitssitzungen mit zahlreichen 
Reformfragen befaßt und ist bereits zu wesentlichen 
Teilergebnissen gelangt. Auf der Grundlage der Be- 
ratungen der Arbeitsgruppe wird die Bundesregie- 
rung den gesetzgebenden Körperschaften demnächst 
in einem Gesetzentwurf darlegen, welche Änderun- 
gen der Strafprozeßordnung sie für vordringlich hält. 

IL 

Im einzelnen bemerkt die Bundesregierung folgen- 
des: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Das Bestreben des Entwurfs, im Bereich des Zustel- 
lungs-, Ladungs- und Vollstreckungswesens der Be- 
schleunigung des Verfahrens dienende Verbesserun- 
gen herbeizuführen, wird von der Bundesregierung 
begrüßt. Die in § 36 Abs. 3 vorgeschlagene Regelung 
ist unbedenklich. Im übrigen bedürfen die vorge- 
sehenen Änderungen noch eingehender Prüfung. 

Die Staatsanwaltschaft hat in bestimmten Fällen, 
beispielsweise bei einem Antrag auf Anordnung der 
Untersuchungshaft, der Beschlagnahme und der 
Durchsuchung, ein berechtigtes Interesse, von einer 
gerichtlichen Entscheidung vor dem Angeschuldigten 
Kenntnis zu erlangen, darüber hinaus auch bestim- 
menden Einfluß auf Art und Zeitpunkt der Vor- 
nahme von Vollstreckungshandlungen zu nehmen. 
Es wird zu prüfen sein, ob diesen Gesichtspunkten 
bei der Fassung des § 36 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 
Rechnung getragen werden sollte. 


Hiervon abgesehen könnte in diesem Zusammen- 
hang eine Änderung oder Ergänzung des § 41 StPO 
erwogen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 und 5 

Mit der Änderung soll hauptsächlich erreicht werden, 
daß sich die Zuständigkeit für richterliche Ermitt- 
lungshandlungen im vorbereitenden Verfahren vor- 
wiegend auf einen mit dem Verfahren vertrauten 
Amtsrichter konzentriert. Der vorgeschlagenen Rege- 
lung ist diese Zielsetzung nicht eindeutig zu entneh- 
men. Sie führt vielmehr dazu, daß der Staatsanwalt- 
schaft die Möglichkeit gegeben wird, unter — mög- 
licherweise vielen — nach dem Gesetz zuständigen 
Amtsrichtern zu wählen. Im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens wird zu prüfen sein, ob 
und in welcher Weise das angestrebte Ziel ohne 
diese bedenklichen Nachteile erreicht werden kann. 

Zu Artikel 1 Nr, 3 

Diesem Vorschlag stimmt die Bundesregierung zu. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 und 16 

Die Bundesregierung hält die gesetzliche Einfüh- 
rung der Gerichtshilfe im Verfahren gegen Erwach- 
sene für wünschenswert. Auf Vorschlag und mit 
Unterstützung des Bundesministeriums der Justiz hat 
der Verein für Bewährimgshilfe e, V. bereits vor 
einigen Jahren eine Versuchsreihe durchgeführt, die 
positive Ergebnisse erbracht hat. Die Einführung 
der Gerichtshilfe in die Strafprozeßordnung wirft in- 
dessen rechtliche und praktische Probleme auf, die 
nicht unerörtert bleiben sollten. Dabei dürfte neben 
organisatorischen Fragen der Regelung der Stellung 
des Gerichtshelfers gegenüber dem Betroffenen so- 
wie gegenüber dem Gericht und der Staatsanwalt- 
schaft besondere Bedeutung beizumessen sein. Auch 
sollte bedacht werden, daß sich die Tätigkeit des 
Gerichtshelfers oft in Bereichen bewegen wird, die 
durch Zeugnisverweigerungsrechte geschützt sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Auch die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
umfangreiche Strafverfahren, insbesondere be- 
stimmte NS- und Wirtschaftsprozesse, das Bedürfnis 
erwiesen haben, in Einzelfällen die Hauptverhand- 
lung über die in § 229 StPO zugelassene Höchstfrist 
hinaus unterbrechen zu können. Die Bundesregie- 
rung sieht in der vorgesehenen Voraussetzung für 
eine Verlängerung der Unterbrechungsfrist ein ge- 
eignetes Mittel, die Möglichkeit, die Hauptverhand- 
lung zusätzlich unterbrechen zu können, Großver- 
fahren vorzubehalten. Dagegen erscheint es nicht 
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unbedenklich, die Unterbrechung selbst ohne beson- 
dere Gründe dreimal für 30 Tage zuzulassen. 
Innerhalb der zeitlichen Begrenzung des § 229 StPO 
wird der Frist des § 268 Abs. 2 Satz 1 StPO nur der 
Charakter einer Ordnungsvorschrift beigemessen. 
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren wird daher zu 
prüfen sein, ob die Änderung des § 229 StPO Anlaß 
gibt, auch die Frist des § 268 Abs. 2 Satz 1 StPO neu 
zu bestimmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

Die Bundesregierung stimmt diesem Vorschlag zu. 
Sie geht jedoch — mit dem vorliegenden Entwurf — 
davon aus, daß durch die Änderung die bei der all- 
gemeinen Reform des Strafverfahrens erforderliche 
Entscheidung über die Ausgestaltung des Hauptver- 
handlungsprotokolls nicht präjudiziert wird. 

Zu Artikel 1 Nr* 12, 13 und 14 

Gegen diese Regelungen erhebt die Bundesregie- 
rung keine Bedenken. 

Zu Artikel 2 

Gegen die vorgeschlagene Änderung bestehen Be- 
denken im Hinblick auf die in Artikel 80 Abs. 1 


Satz 2 GG aufgestellten Erfordernisse für die Aus- 
gestaltung der Verordnungsermächtigung. Solange 
nur „Beamtenklassen" als Hilfsbeamte der Staatsan- 
waltschaft bezeichnet werden können, ist davon aus- 
zugehen, daß die Ermächtigung sich nur auf solche 
Beamte bezieht, bei denen auch ohne ausdrückliche 
Erwähnung der Ausbildungsvoraussetzungen und des 
Mindestalters gewährleistet ist, daß sie zur richti- 
gen Anwendung der den Hilfsbeamten der Staatsan- 
waltschaft in den §§ 81 a, 81 c, 98, 101 a und 105 StPO 
eingeräumten Befugnisse in der Lage sind. Wenn 
nunmehr auch „Angestelltengruppen" den Status der 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft erhalten sollen, 
wird zu prüfen sein, ob zumindest insoweit das Aus- 
maß der erteilten Ermächtigung im Gesetz näher zu 
umschreiben ist. 


Zu Artikel 5 

Es wird zu untersuchen sein, ob hinsichtlich der 
in Artikel 1 Nr. 13 Buchstabe a vorgeschlagenen 
Einschränkung der Voraussetzungen für den Erlaß 
eines Strafbefehls eine besondere Übergangsvor- 
schrift jedenfalls für die Fälle erforderlich sein wird, 
in denen durch einen bei Inkrafttreten des Gesetzes 
noch nicht rechtskräftigen Strafbefehl eine Freiheits- 
strafe verhängt worden ist. 
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